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1 Planungsanlass / Allgemeines

Im Osten der Stadt Rheine befindet sich das Gewerbegebiet „Rodder Damm“, welches bereits
fast vollständig bebaut ist bzw. einer gewerblichen Nutzung unterliegt.
Erweiterungen und Modernisierungen sowie Umstrukturierungen der bereits bestehenden Be-
triebsstandorte innerhalb der gewerblichen Bauflächen sind nur noch in begrenztem Rahmen
bzw. gar nicht mehr möglich.
Eine Vielzahl der Betriebe sind aufgrund der inzwischen vorhandenen, umfangreichen Pro-
duktionsanlagen auf den Werksgeländen an den jeweiligen Standort gebunden.

Um konkrete Erweiterungsabsichten eines ansässigen Unternehmens zu ermöglichen, soll
das Gewerbegebiet „Rodder Damm“ daher in Richtung Süden erweitert werden. Im wirksamen
Flächennutzungsplan der Stadt Rheine sind die betroffenen Flächen als Fläche für die Land-
wirtschaft und Fläche für Wald dargestellt.

Um die vorgenannten Planungen realisieren zu können, ist eine Änderung des Flächennut-
zungsplanes notwendig. Im Rahmen der 25. Änderung des Flächennutzungsplanes wird die
im wirksamen Flächennutzungsplan dargestellte Fläche für die Landwirtschaft und die Fläche
für Wald in gewerbliche Baufläche geändert.

Parallel zur Änderung des Flächennutzungsplanes führt die Stadt Rheine die 5. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 231 Kennwort: „Gewerbegebiet Rodder Damm“ durch. Damit werden
die Planungen konkretisiert.

2 Verfahren / Abwägung

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz der Stadt Rheine hat in seiner
Sitzung am 11.03.2020 beschlossen, die 25. Änderung des Flächennutzungsplanes durchzu-
führen. Für die Flächennutzungsplanänderung ist ein zweistufiges Regelverfahren mit einer
frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB sowie
einer öffentlichen Auslegung und Behördenbeteiligung gemäß §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB durch-
zuführen.

In einem ersten Verfahrensschritt wurde demgemäß im Zeitraum vom 11.05.2020 bis ein-
schließlich 22.06.2020 die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB durch-
geführt. Im gleichen Zeitraum fand die Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB statt.
Aus der Öffentlichkeit wurden im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß §
3 (1) BauGB keine Stellungnahmen abgegeben und somit keine Anregungen und Bedenken
gegen die Planung vorgebracht.
Die im Rahmen der Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
vorgerbachten Anregungen und Hinweise wurden bei der Ausarbeitung des Entwurfes der Flä-
chennutzungsplanänderung für die öffentliche Auslegung berücksichtigt (Notwendigkeit der
Umwandlung von Waldflächen sowie entsprechender Waldersatz, Artenschutz).
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Nach Auswertung der Ergebnisse aus der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung und Erarbeitung des Entwurfes der Flächennutzungsplanänderung mit Begründung und
Umweltbericht sind alle Unterlagen gemäß § 3 (2) BauGB für mindestens dreißig Tage öffent-
lich auszulegen. Dementsprechend bestand im Zeitraum vom 21.01.2021 bis einschließlich
08.03.2021 für jedermann die Möglichkeit Anregungen zur Planung vorzutragen. Im gleichen
Zeitraum fand die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß
§ 4 (2) BauGB statt.
Aus der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen und somit keine Anregungen und Beden-
ken gegen die Planung vorgebracht.
Von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden keine grundsätzlichen
Einwände gegen die Planungsabsichten der Stadt Rheine geäußert. Vom Kreis Steinfurt
wurde aus naturschutzfachlicher Sicht nochmals Anmerkungen/Hinweise in Bezug auf die Al-
ternativenprüfung und die Erforderlichkeit der Waldinanspruchnahme. Die Anregungen wur-
den beachtet. Die Inanspruchnahme von Waldflächen im Rahmen des vorliegenden Bauleit-
planverfahrens ist unverzichtbar. Die überplanten Waldflächen grenzen unmittelbar an den
bebauten Siedlungsraum an. Der angrenzend vorhandene Gewerbebetrieb hat die planungs-
rechtlich ausgewiesenen Flächenpotentiale auf dem vorhandenen Betriebsgelände bereits
vollständig ausgeschöpft; weitere Möglichkeiten zur wirtschaftlich dringend erforderlichen Er-
weiterung bestehen nicht mehr. Auch die benannte parkartig gestaltete Freifläche auf dem
derzeitigen Betriebsgelände steht nicht für die geplante Erweiterung der Fertigung zur Verfü-
gung. Für den Gewerbebetrieb bzw. das Betriebsgrundstück liegt eine Generalplanung vor,
die vorsieht, kurz-/mittelfristig die benannte Freifläche für eine Erweiterung des bestehenden
Bürogebäudes bzw. die Errichtung eines Multifunktionsgebäudes zu nutzen. In der General-
planung sind die betrieblichen Abläufe und funktionalen Zusammenhänge berücksichtigt. Auf-
grund der bereits vorhandenen umfangreichen Produktionsanlagen, aber auch technologisch
bedingt, muss sich der Betrieb auf den vorhandenen Betriebsstandort konzentrieren. Daher ist
es beabsichtigt und notwendig, die vorgesehenen Erweiterungsflächen im unmittelbaren Um-
feld des vorhandenen Betriebsgeländes zu entwickeln und planungsrechtlich festzusetzen.
Die Inanspruchnahme u. a. der Waldflächen ist daher unvermeidbar. Diese Planungsabsichten
sind zu rechtfertigen, da der Betrieb ohne eine entsprechende Entwicklungsperspektive dem
wachsenden nationalen Wettbewerb nicht gewachsen sein würde. Eine Situation, der auch im
öffentlichen bzw. städtischen Interesse unbedingt entgegenzusteuern ist. Ziel der Stadt Rheine
ist es, die Qualität der vorhandenen Standortfaktoren für die im Stadtgebiet verwurzelten Ge-
werbebetriebe zu steigern, zukunftsorientierte Rahmenbedingungen zu schaffen und Anreize
für investitionswillige Unternehmen zu bieten. Daraus ergibt sich auch die Erforderlichkeit, die
gewerblich-industrielle Substanz zu erhalten und weiterzuentwickeln. Von besonderem öffent-
lichen Interesse ist u. a. der Erhalt bestehender und die Schaffung neuer Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze. Die Beschäftigten des Unternehmens sind überwiegend in der Stadt Rheine be-
heimatet und stellen durch ihre Kaufkraft einen wichtigen Wirtschaftsfaktor dar.
Darüber hinaus wurden Anregungen zur Gestaltung der Aufforstungsfläche im Hinblick auf die
planungsrelevante Brutvogelart Baumpieper sowie zur Ergänzung der textlichen Festsetzun-
gen zu den artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen gegeben. Die Bezirksregierung
Arnsberg -Kampfmittelbeseitigungsdienst- hat die Ergebnisse der Luftbildauswertung und die
empfohlenen Kampfmittelbeseitigungsmaßnahmen mitgeteilt. Die Anmerkungen beziehen
sich inhaltlich im Wesentlichen auf die Festsetzungen und Ausführungen in der parallel in Auf-
stellung befindlichen 5. Änderung des B-Planes Nr. 231. Die Stadt Rheine hat die vorgebrach-
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ten Einwendungen im Einzelnen überprüft und kommt zu dem Ergebnis, dass durch die geän-
derten Darstellungen im Flächennutzungsplan keine unzulässigen Beeinträchtigungen zu er-
warten sind. Aus der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung haben sich für den Entwurf der
25. Änderung des Flächennutzungsplanes keine Änderungen ergeben.

3 Geltungsbereich / Bestand

Rheine ist die größte Stadt im nordrhein-westfälischen Kreis Steinfurt. Sie liegt an der Ems im
Nordwesten des Kreises. Das Stadtgebiet grenzt im Norden unmittelbar an das Bundesland
Niedersachsen an. Die Kreisstadt Steinfurt befindet sich ca. 20 km sowie die Städte Osnab-
rück, Münster und Enschede etwa 40 km bis 45 km entfernt.

Das Plangebiet befindet sich im Osten von Rheine im Einmündungsbereich der „Carl-Zeiss-
Straße“ in die Straße „Rodder Damm“, nördlich der Trasse der „Tecklenburger Nordbahn“.

Luftbild (Geobasis NRW, Datenlizenz Deutschland - Zero - Version 2.0)

Der Geltungsbereich grenzt südlich an das bestehende Betriebsgelände an. Er stellt sich der-
zeit als Brach- und Gehölz-/Waldflächen dar. Auf der Brachfläche (ehem. Hundesportanlage)
befindet sich derzeit noch leerstehender Gebäudebestand.

Der Änderungsbereich wird gebildet durch Teilflächen der Flurstücke 435, 436 und 437 in der
Flur 30 der Gemarkung Rheine rechts der Ems. Er entspricht dem Geltungsbereich der parallel
in Aufstellung befindlichen 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 231 Kennwort: „Gewerbe-
gebiet Rodder Damm“.

Rodder Damm

Wald

KTR Systems GmbH

ehem. Hunde-
sportanlage mit
Gebäudebestand

Wald

Acker

Trasse Tecklenburger Nordbahn
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Die Lage und Abgrenzung der rund 2,3 ha großen Änderungsfläche ist aus der Plandarstellung
im Maßstab 1:5.000 ersichtlich.

4 Planungsrechtliche Ausgangssituation: Landes- und Regionalplanung

Landesentwicklungsplan
Ziel des Landesentwicklungsplanes Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) von 2016 ist die Ent-
wicklung der räumlichen Struktur des Landes. Es ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die
die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen
in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung mit gleich-
wertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen des Landes beiträgt, umzusetzen (s. Pkt. 1
LEP NRW).

Nach den Darstellungen des LEP NRW 2016 ist Rheine als Siedlungsraum/Mittelzentrum fest-
gelegt. Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden hat sich innerhalb des Siedlungsraumes be-
darfsgerecht, nachhaltig und umweltverträglich zu vollziehen (s. Pkt. 2 LEP NRW).

Das Plangebiet liegt inmitten der historisch gewachsenen Kulturlandschaft „Westmünster-
land“. Die Vielfalt der Kulturlandschaften und des raumbedeutsamen kulturellen Erbes ist im
besiedelten und unbesiedelten Raum zu erhalten und im Zusammenhang mit anderen räum-
lichen Nutzungen und raumbedeutsamen Maßnahmen zu gestalten (s. Pkt. 3 LEP NRW).

Ein weiteres Ziel des LEP NRW 2016 ist die flächensparende und bedarfsgerechte Siedlungs-
entwicklung. Sie ist an der Bevölkerungsentwicklung, der Entwicklung der Wirtschaft, der vor-
handenen Infrastrukturen sowie den naturräumlichen und kulturlandschaftlichen Entwicklungs-
potenzialen auszurichten (s. Pkt. 6.1-1 LEP NRW).

Gemäß LEP NRW 2016 soll der Freiraum erhalten und seine Nutz-, Schutz-, Erholungs- und
Ausgleichsfunktionen gesichert und entwickelt werden. Der Erhalt der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Freiraums ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu
berücksichtigen (s. Pkt. 7.1-1 LEP NRW).

Regionalplan
Gemäß Regionalplan Münsterland 2014 hat die kommunale Bauleitplanung ihre Siedlungs-
entwicklung bedarfsgerecht sowie freiraum- und umweltverträglich auszurichten. Dabei hat die
Innenentwicklung Vorrang vor einer Außenentwicklung. Dauerhaft nicht mehr benötigte Flä-
chenreserven sind wieder dem Freiraum zuzuführen (s. Pkt. II.1 77 RP).
Bei der Entwicklung neuer Bauflächen sollen die Möglichkeiten einer verbesserten Nutzung
und sinnvollen Erweiterung bestehender Infrastruktureinrichtungen überprüft werden, bevor
über den Aufbau neuer Einrichtungen und Netze der technischen Infrastruktur nachgedacht
wird. Die Siedlungsentwicklung soll sich an der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur orientieren
(s. Pkt. II.1 90+91 RP).
Die Entwicklung von Bauflächen und Baugebieten im Sinne der §§ 2 - 8 und § 10 BauNVO
soll sich grundsätzlich innerhalb der dargestellten Allgemeinen Siedlungsbereiche vollziehen
(s. Pkt. III.1 118 RP).
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In der zeichnerischen Darstellung des Regionalplans Münsterland ist das Plangebiet zum Teil
als Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) dargestellt. Ziel der Regionalpla-
nung ist es, die Flächen zur Entwicklung des Wirtschaftsstandorts Münsterland und zur Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze zu nutzen. Bei den dargestellten Gewerbe- und Industrieansiedlungs-
bereichen (GIB) handelt es sich um Vorranggebiete, die nicht zugleich die Wirkung von Eig-
nungsgebieten haben (s. Pkt. III 3 Ziel 14 + Nr. 238 RP).
Überwiegend handelt es sich hier um einen regionalplanerisch festgelegten Freiraum- und
Agrarbereich. Ziel dieser Vorbehaltsgebiete ist die Sicherung und Weiterentwicklung für wich-
tige Freiraumfunktionen (s. Pkt. IV.1 295 RP).
Im Osten des Plangebietes ist ein Waldbereich dargestellt. Ziel dieses Vorranggebietes ist die
Sicherung und Entwicklung von Wald (s. Pkt. IV.3 344+345 RP).

Südlich des Plangebietes verläuft eine Bahntrasse (Tecklenburger Nordbahn). Sie ist als
Schienenweg für den überregionalen und regionalen Verkehr dargestellt (s. Pkt. VII.3 591 RP).

Ausschnitt aus dem Regionalplan Münsterland 2014

Fazit
Mit der 25. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Rheine werden die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen für die Erweiterung einer bestehenden Betriebsstätte innerhalb des
Gewerbegebietes „Rodder Damm“ geschaffen. Es werden Freiflächen zwischen zwei Gewer-
begebietsbereichen beansprucht. Einer Zersiedelung der Landschaft wird damit entgegenge-
wirkt und die Inanspruchnahme von Außenbereichsflächen am Ortsrand vermieden.

Der Änderungsbereich liegt zum Teil innerhalb eines Bereichs für gewerbliche und industrielle
Nutzungen (GIB) im Osten der Stadt Rheine. Damit wird das Ziel unterstützt, dass diese Flä-
chen vorrangig zur Ansiedlung von Gewerbe- und Industriebetrieben sowie zur Entwicklung
des Wirtschaftsstandorts Münsterland und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze zu nutzen sind.
Die zu beanspruchende, lediglich 2 ha große Fläche (Freiraum und Wald) wird im Rahmen der
Parzellenunschärfe als entwickelbar interpretiert.

Die Planungen zur Änderung des Flächennutzungsplanes entsprechen damit im Wesentlichen
den vorgenannten Zielen der Landes- und Regionalplanung.
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5 Standortbegründung/-alternativen

Der wirksame Flächennutzungsplan stellt den Bereich als Fläche für die Landwirtschaft und
Fläche für Wald dar. Für ein seit Jahrzehnten ansässiges Unternehmen sind im Rahmen von
betrieblichen Marktanpassungen Erweiterungen und Modernisierungen sowie Umstrukturie-
rungen notwendig. Der Betrieb ist aufgrund der heute vorhandenen, umfangreichen Produkti-
onsanlagen auf dem Werksgelände an diesen Standort gebunden. Erweiterungsmöglichkeiten
auf dem heutigen Betriebsgelände bestehen nicht mehr.

Um für den Änderungsbereich entsprechend der konkret geplanten Vorhaben die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, sollen die Flächen des Geltungsbereiches im Flä-
chennutzungsplan der Stadt Rheine als gewerbliche Baufläche ausgewiesen werden.

Diese Planungsabsichten sind trotz einer Überplanung der Flächen für die Landwirtschaft und
für Wald zu rechtfertigen, da der Betrieb ohne eine entsprechende Entwicklungsperspektive
dem wachsenden nationalen Wettbewerb nicht gewachsen sein würde. Eine Situation, der
auch im öffentlichen bzw. städtischen Interesse unbedingt entgegenzusteuern ist.

Aus Sicht der Stadt Rheine ist die 25. Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich, um
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für mögliche Expansionen auf einem zusammen-
hängenden Betriebsgelände zu schaffen. Nur unter diesen Voraussetzungen kann es gelin-
gen, Standort- und Investitionsentscheidungen des Gewerbebetriebs an den Standort Rheine
zu binden. Ziel der Stadt Rheine ist es, die Qualität der vorhandenen Standortfaktoren für die
im Stadtgebiet verwurzelten Gewerbebetriebe zu steigern, zukunftsorientierte Rahmenbedin-
gungen zu schaffen und Anreize für investitionswillige Unternehmen zu bieten. Daraus ergibt
sich auch die Erforderlichkeit, die gewerblich-industrielle Substanz zu erhalten und weiterzu-
entwickeln.

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung, d. h. der parallel in Aufstellung befindlichen 5.
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 231 Kennwort: „Gewerbegebiet Rodder Damm“ wird der
Änderungsbereich als Gewerbegebiet mit weitergehenden Konkretisierungen festgesetzt. Da-
mit werden die Flächen planungsrechtlich gesichert und eine zukünftige Entwicklung ermög-
licht.

6 Inhalte der 25. Flächennutzungsplanänderung

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Rheine ist der Geltungsbereich als Fläche für
die Landwirtschaft und Fläche für Wald dargestellt. Deshalb ist es notwendig, den Flächennut-
zungsplan entsprechend zu ändern.

Aufgrund der vorgenannten Zielsetzungen der Stadt Rheine wird hier im Rahmen der 25. Än-
derung des Flächennutzungsplanes für den Geltungsbereich eine gewerbliche Baufläche aus-
gewiesen. Die Änderung der Darstellungen des Flächennutzungsplanes sind erforderlich, um
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung des Gewerbegebietes „Rodder
Damm“ zu schaffen und die konkreten Planungsabsichten eines ansässigen Gewerbebetrie-
bes realisieren zu können.
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Darstellung im wirksamen F-Plan  Darstellung in der 25. F-Plan-Änderung
· Fläche für die Landwirt-

schaft
0,9 ha · Gewerbliche Baufläche 2,3 ha

· Fläche für Wald 1,4 ha

Summe 2,3 ha 2,3 ha

7 Erschließung

7.1 Verkehrliche Erschließung

Die äußere verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt von Westen über Zufahrten
von der „Carl-Zeiss-Straße“ aus bzw. über das bestehende, nördlich angrenzende Betriebs-
grundstück.

Aus verkehrstechnischer Sicht ist das konkret geplante Vorhaben ohne Nachteile für das vor-
handene Verkehrsnetz umsetzbar. Die Straßenverkehrsflächen innerhalb des Gewerbegebie-
tes „Rodder Damm“ sowie die Anschlussmöglichkeiten an das übergeordnete Verkehrsnetz
sind bereits auf eine höhere Frequenz durch Schwerlastverkehr ausgerichtet.

7.2 Technische Erschließung

Das Plangebiet ist bereits erschlossen. Sämtliche Ver- und Entsorgungsanlagen (Löschwas-
ser, Trinkwasser, Strom- und Gas, Fernmeldenetz, Schmutzwasser, Oberflächenentwässe-
rung und Abfall) sind vorhanden und können für bauliche Entwicklungen genutzt bzw. ggf.
erweitert werden.
Auf die bestehende technische Infrastruktur (wie Kanalisation, Kläranlage) von Rheine ist
durch die Planung nur eine geringfügig höhere Auslastung zu erwarten.

8 Berücksichtigung der Umweltbelange / Artenschutz

Als zentraler Bestandteil dieser Begründung ist ein Umweltbericht mit Eingriffsbilanzierung er-
stellt worden (IPW, s. Anlage). Im Ergebnis wurde festgestellt, dass nach Durchführung der
benannten Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen für keines der betrachteten
Schutzgüter negative Auswirkungen verbleiben.
Zur ökologischen Aufwertung des Plangebietes dienen die Frei-/Grünflächen des Gewerbege-
bietes (20 % der Grundstücksfläche), die meist als intensiv gepflegte Beet- und Rasenflächen
angelegt werden.
Um die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes in die Abwägung einstellen zu können,
erfolgt im Rahmen des Umweltberichtes in der Regel eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung.
Bei der vorliegenden Planung steht der Verlust von Wald im Vordergrund. Bei Realisierung
der vorliegenden Planung sind 15.800 m2 Wald nach Landeswaldgesetz von einer Überpla-
nung betroffen. Diese Flächengröße wurde mit dem Regionalforstamt Münsterland abge-
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stimmt. Der Waldverlust ist im Verhältnis 1:2 zu kompensieren, um einen ausreichenden Aus-
gleich erzielen zu können, so dass Neuaufforstungen auf 3,16 ha (1,58 ha x 2) erforderlich
werden. Dieses Flächenverhältnis für eine Neuaufforstung wurde mit dem Regionalforstamt
Münsterland abgestimmt. Für den Waldverlust stehen geeignete Flächen für externe Kompen-
sationsmaßnahmen zur Verfügung. Danach erfolgt der Waldersatz außerhalb des Plangebie-
tes durch Neuaufforstungen auf dem Flurstück 718, Flur 22 in der Gemarkung Rheine r. d.
Ems (Aufforstungsfläche 1, 20.000 m2) sowie auf dem Flurstück 236, Flur 12 in der Gemarkung
Mesum (Aufforstungsfläche 2, 11.600 m2).
Durch die Aufforstungsmaßnahmen kann ein Kompensationswert von 126.400 Wertpunkten
erreicht werden. Es ist davon auszugehen, dass diese Wertpunkte ausreichen, um das gemäß
naturschutzrechtlicher Eingriffsregelung entstehende Kompensationsdefizit zu kompensieren.
Dies wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung gemäß der Arbeitshilfe „Nummerische
Bewertung von Biotoptypen für die Bauleitplanung in NRW“ (LANUV NRW 2008) im Detail
nachgewiesen, so dass sichergestellt werden kann, dass die Beeinträchtigungen des Schutz-
gutes Tiere und Pflanzen durch die Aufforstungsmaßnahmen vollständig kompensiert werden
können.

Als Grundlage der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung erfolgten in Abstimmung mit der
unteren Naturschutzbehörde im Frühjahr/Sommer 2016/2017 Erfassungen der Brutvögel, Fle-
dermäuse und Zauneidechsen. Anhand der Ergebnisse wurden die artenschutzrechtlichen Be-
lange nach § 44 BNatSchG geprüft und erforderliche Vermeidungsmaßnahmen abgeleitet
(IPW, s. Anlage).
Um eine Erfüllung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 (1) BNatSchG zu
verhindern wurden folgende erforderliche Vermeidungsmaßnahmen benannt:

· Zur Vermeidung der Tötung von Fledermausindividuen müssen erforderliche Baumfäll-
arbeiten von Bäumen > 20 cm Brusthöhendurchmesser am Ende der Sommeraktivi-
tätsperiode der Fledermäuse und vor deren Winterschlafphase und somit zwischen
dem 15. September und 01. November stattfinden. Die Bäume sind unmittelbar vor
dem Fälltermin durch eine fledermauskundige Person auf vorhandene Individuen zu
kontrollieren. Sollten bei den Kontrollen oder im Zuge der konkreten Fällung Fleder-
mäuse gefunden werden, ist unverzüglich die Untere Naturschutzbehörde zu benach-
richtigen und das weitere Vorgehen (inkl. ggf. artenschutzrechtlich notwendiger Maß-
nahmen) abzustimmen.

· Zur Vermeidung der Tötung von Vogelindividuen oder ihren Entwicklungsformen darf
die Baufeldräumung (Fällen von Gehölzen, Baum- und Strauchrodungen) nur außer-
halb der Brutzeit erfolgen. Baumfällungen von Bäumen > 20 cm sind nur in der Zeit
zwischen dem 15. September und 1. November zulässig (sh. Punkt 1 Fledermäuse).
Die weitere Baufeldräumung (Roden von Sträuchern oder kleineren Bäumen und Bäu-
men ohne nachweisliches Quartierpotential) ist bis zum 28. Februar möglich.

· Zur Vermeidung erheblicher Störungen potentieller Fledermausquartiere in dem östlich
angrenzenden Waldbestand, ist die Beleuchtung innerhalb des Plangebietes auf ein
für die Sicherheit erforderliches Minimum zu beschränken. Angrenzende Gehölzbe-
stände dürfen nicht direkt angestrahlt werden. Leuchtkegel sind auf den Boden auszu-
richten und als Leuchtmittel sind warmweiße Farben zu verwenden.
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Aus den vorgenannten Gründen kommt die Stadt Rheine in ihrer Gesamtabwägung zu dem
Ergebnis, dass die Umweltbelange in diesem Verfahren ausreichend und angemessen be-
rücksichtigt werden.

9 Klimaschutz / Klimawandel

Mit der BauGB-Novelle 2011 sind der Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel in
Anknüpfung an den Nachhaltigkeitsgrundsatz in § 1 (5) BauGB sozusagen als Programmsatz
in das städtebauliche Leitbild integriert worden. Dabei „soll den Erfordernissen des Klimaschut-
zes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch solche, die
der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.“ Die Belange des
Klimaschutzes sind daher bei der Aufstellung von Bauleitplänen verstärkt in die Abwägung
einzustellen.
Im Rahmen der Abwägung wird hier dem primären Planungsziel, die Qualität der vorhandenen
Standortfaktoren für die im Stadtgebiet verwurzelten Gewerbebetriebe zu steigern, zukunfts-
orientierte Rahmenbedingungen zu schaffen und Anreize für investitionswillige Unternehmen
zu bieten, der Vorrang eingeräumt.

10 Abschließende Erläuterungen

Altlasten / Altablagerungen / Altstandorte
Weder innerhalb des Änderungsbereiches noch im näheren Umfeld befinden sich Altablage-
rungen oder Altstandorte.

Kampfmittel
Derzeit liegen keine Angaben zu Kampfmitteln innerhalb des Geltungsbereiches vor.

Baudenkmale
Weder innerhalb des Plangebietes noch in der näheren Umgebung sind Baudenkmale vor-
handen.
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11 Bearbeitungs- und Verfahrensvermerk

Die 25. Änderung des Flächennutzungsplanes mit der Begründung wurde in Abstimmung und
im Einvernehmen mit der Stadt Rheine ausgearbeitet.

Wallenhorst, ____-__-__
IPW INGENIEURPLANUNG GmbH & Co. KG

…………………………………..
Matthias Desmarowitz

Die Begründung zur 25. Änderung des Flächennutzungsplanes hat dem Rat der Stadt Rheine
beim Feststellungsbeschluss in seiner Sitzung am __.__.____ vorgelegen.

Rheine, __.__.____
Produktgruppe Stadtplanung

...........................................
Matthias van Wüllen
Leiter Stadtplanung


